
Liechtensteiner Volksblatt A U S L A N D  Montag, 3. Juli 2000 27 

N A C H R I C H T E N  

Parlamentswahlen in 
der Mongolei 
ULAN-BATOR: In der Mongolei ist am Sonn
tag das Parlament, der  Grosse Staatshural, neu 
gewählt worden. Für die 76 Mandate bewarben 
sich 576 Kandidaten, die von 13 Parteien und 
drei Bündnissen aufgestellt wurden. Das amtli
che Endergebnis wird erst in 15 Tagen erwartet, 
die Bekanntgabe erster vorläufiger Wahlergeb
nisse ist für heute Montag geplant. Die Wahllo
kal wurden bereits um 7 Uhr  (Ortszeit) geöffnet 
und schlössen in den Städte etwas früher als in 
den ländlichen Gebieten. Dort blieben sie bis 22 
Uhr  geöffnet. Damit wurde auch den weit ent
fernt lebenden Nomaden die Gelegenheit gege
ben, ihre Stimme abgeben zu können. 

Geisel-Drama spitzt 
sich zu 
JOLO: Das Geiseldrama auf der  philippini
schen Insel Jolo hat sich durch die erneute Ver
schleppung eines «Spiegel»-Journalisten zuge
spitzt. Die seit Uber zwei Monaten entführten 
Geiseln machten in einem Brief auf ihre ver
zweifelte Lage aufmerksam. Der Korrespon
dent des deutschen Nachrichtenmagazins 
«Spiegel», Andreas Lorenz, ist wie die übrigen 
20 Personen in der  Hand der  militanten Mos
lemgruppe Abu Sayyaf. Der  Journalist, der 
schon einmal vor einem Monat vorübergehend 
in der Gewalt der Rebellen war und gegen Lö
segeld freikam, hatte sich nach Polizeiangaben 
in einem Caf£ im Zentrum Jolos mit vier der 
Rebellen getroffen, um ein Interview mit den 20 
Geiseln zu vereinbaren. 

Harte Urteile gegen 
iranische Juden 

SCHI RAS: Zehn iranische Juden sind am Sams
tag in Schiras wegen Spionage fUr Israel zu 
Haftstrafen zwischen vier und 13 Jahren verur
teilt worden. Das Urteil wurde international 
scharf kritisiert. Das Revolutionsgericht im ira
nischen Schiras verurteilte zehn von 13 ange
klagten Juden zu Haftstrafen von vier bis 13 
Jahren, drei Juden wurden freigesprochen. Zwei 
Moslems wurden mit j e  zwei Jahren Gefängnis 
vergleichsweise milde bestraft, zwei Moslems 
erklärten die Richter für unschuldig. Das Ge
richt verhängte auch Geldstrafen und verurteil
te zu Peitschenhieben. In der Urteilsbegrün
dung hiess es, die Verurteilten gehörten einem 
seit 20 Jahren bestehenden Spionagenetzes in 
Schiras an, das sich auf militärische Informatio
nen spezialisiert habe. Die Verteidiger kündig
ten umgehend Berufung an, weil die Schuld
sprüche «politischer Natur» seien. 

Minenexplosion in 
Tschetschenien 
MOSKAU: Drei russische Polizisten sind in 
der Nähe der Siedlung Scholkowskaja im Nord
osten von Tschetschenien bei der  Explosion 
einer Mine getötet worden. Sie waren mit ihrem 
Streifenwagen über den Sprengkörper gerollt. 
Diesen hatten vermutlich Rebellen auf einem 
Feldweg vergraben, wie am Sonntag die Agen
tur Interfax berichtete. 

ETA erpresst 
Unternehmer 
MADRID: Die baskische Untergrundorganisa
tion ETA hat eine Erpressungs-Kampagne ge
gen Unternehmer der Tourismusbranche auf. 
der spanischen Ferieninsel Mallorca und den 
übrigen Balearen gestartet. Im Baskenland kam 
es zu Ausschreitungen. Unter Androhung von 
Gewalt werden Hoteliers und andere Ge
schäftsleute schriftlich zur Zahlung einer so ge
nannten Revolutionssteuer bis zu 560 000 Fr. 
(60 Mio. Pesetas) aufgefordert, berichteten am 
Wochenende die Zeitungen «ABC» und «El 
Pais» unter Berufung auf Polizeikreise. Bislang 
hatte die ETA vor allem Unternehmer im Bas
kenland erpresst. Jüngst erhielten aber auch Fir
menbesitzer in Madrid Drohbriefe. Die «Revo
lutionssteuer» ist eine der  wichtigsten Einnah
mequellen der ETA. 

Arafat will Palästinenserstaat 
PLO-Zentralrat berät über Ausrufung eines eigenen Staates 

GAZA: Die Palästinenser-
fiihrung hat am Sonntag in Ga
za Beratungen über die Moda
litäten eines unabhängigen 
Staates aufgenommen. Palästi-
nenser-Präsident Arafat mach
te erneut klar,dass unabhängig 
von der Meinung Israels ein ei
gener Staat ausgerufen werde. 

Beim Datum werde der Palästinen
sische Zentralrat mitentscheiden, 
wurde Palästinenser-Präsident Jas
sir Arafat von einem Delegierten zi
tiert. Der  Zentralrat, ein auch die 
Exil-Palästinenser vertretenden 
Ausschuss des Nationalrats, wurde 
für Sonntag und Montag nach Ga
za-Stadt einberufen. 

Etwa 40 Prozent der besetzten 
Gebiete haben seit Anfang der 
Neunzigerjahre die Selbstverwal
tung erhalten. Ihr endgültiger Status 
ist Gegenstand von Verhandlungen, 
für die sich Israel und die Palästi
nenser eine Einigungsfrist 13. Sep
tember gesetzt haben. 

Ausrufung noch dieses Jahr 
Arafat hat bereits mehrfach an

gekündigt, e r  werde die besetzten 
Gebiete insgesamt für unabhängig 
erklären, wenn ein Schlussabkom-

Palästinenserpräsident Jassir Arafat machte erneut klar, dass auf  jeden Fall 
ein Palästinenserstaat ausgerufen werde. (Bild: Key) 

men nicht zu Stande kommt. Ein ge
naues Datum stand jedoch bislang 
nicht zur Debatte. 

Der  Zentralrat werde spätestens 
am Montag über einen Termin ent
scheiden, sagte der Präsident des 

Nationalrates, Salim el Sanun. Das 
Zentralratsmitglied Maruan Bar-
guthi sagte, das Gremium werde 
sich mit grosser Mehrheit für eine 
entsprechende Deklaration noch in 
diesem Jahr aussprechen. 

In israelischen Regierungskrei-
sen hiess es dazu, Ministerpräsident 
Ehud Barak könnte sich in einem 
solchen Fall entschliessen, alle Ge
biete zu annektieren, die noch nicht 
den Palästinensern übergeben wor
den seien. 

Härtere Gangart 
Für den Fall eines Scheitern der 

Verhandlungen erhalten die Besat
zungstruppen, die die israelischen 
Siedlungen im Gaza-Streifen und 
im Westjordanland schützen, Trä
nengas und Gewehre für Hartgum
migeschosse, um gegen palästinen
sische Demonstranten eingesetzt 
werden zu können. 

Die Kernelemente eines Frie
densabkommens sind noch umstrit
ten. Dazu gehört, ob ein Palästinen-
ser-Staat den 1967 besetzten Osten 
Jerusalems als Hauptstadt erhält, ob 
die israelischen Siedlungen bleiben 
und ob  die Exil-Palästinenser heim
kehren dürfen. 

Ministerpräsident Barak sprach 
sich am Sonntag im Kabinett erneut 
für einen Dreiergipfel aus. Über den 
Termin müsse Clinton als Gastge
ber entscheiden. Die Palästinenser 
wollen aber zuerst substanzielle 
Fortschritte in den Verhandlungen 
sehen. 

Japan will 
Pottwale jagen 
ADELAIDE: Die Naturschutz
organisation World Wide Fund 
for Nature (WWF) hat die japa
nische Regierung aufgefordert, 
ihre Pläne zur Ausweitung der 
Waljagd aufzugeben. Am Mon
tag beginnt die 52. Konferenz 
der Internationalen Walfang-
Kommission (IWC). Tokio habe 
angekündigt, in der nächsten 
Saison erstmalig zehn Pottwale 
und 50 Brydes-Wale zusätzlich 
zu den schon vorgesehenen 540 
Zwergwalen zu töten, teilte der 
WWF am Sonntag zum Auftakt 
der IWC-Konferenz mit. Offi
ziell solle dies einem wissen
schaftlichen Forschungspro
gramm dienen, hiess es. Doch 
die Japanische Walfängerorgani
sation habe offen zugegeben, 
dass es bei der  Jagd um den Er
werb von Walfleisch für den hei
mischen Markt gehe. Japan wer
be in der  Frage des Verbrauchs 
von Walfleisch um Verständnis 
für seine Kultur. 

Düsteres Bild 
11. Forum von Crans-Montana abgeschlossen 

CRANS-MONTANA: Das 11. Fo
rum von Crans-Montana ist am 
Sonntag zu Ende gegangen. Der Vi
zepräsident der Weltbank, Jean-
FYangois Ristiiard, zeichnete zum 
Abschluss ein düsteres Bild der Zu
kunft. 

Rischard sprach von nicht zu bewäl
tigenden Umweltproblemen, von 
zunehmender Armut und grossen 
Veränderungen, die zu einem enor
men Anpassungsdruck führen wür
den. Die neue Welt werde von zwei 
Revolutionen geprägt, sagte Ri
schard, einer technologischen und 
einer ökonomischen. 

Die ökonomische Revolution 
werde alle Menschen in den welt
weiten Handel einbinden, die tech
nologische werde Distanz und Zeit 
überwinden. Dies werde einerseits 
auch den Entwicklungsländern zum 
Vorteil gereichen. So könnten Men
schen in Lateinamerika künftig via 
Internet an den besten Universitä

ten studieren. Anderseits werde der 
Wandel aber noch grössere Un
gleichheiten mit sich bringen. 

Das Informationszeitalter verlan
ge Tempo, Wissen, Vernetzung, Fle
xibilität und Wettbewerbsfähigkeit. 
Wer nicht mithalte und sich anpasse, 
habe keine Chance. Die Menschen 
und Institutionen des Industriezeit
alters sind laut Rischard der Kom
plexität und den neuen Anforde
rungen nicht gewachsen. 

Zu  erwarten seien deshalb Krisen 
auf allen Ebenen, sagte er weiter. Es  
werde Marktturbulenzen und Re
gierungskrisen geben. Das Modell 
der  Nationalstaaten und die tradi
tionelle Politik würden in Frage ge
stellt. 

Der Präsident des Forums, Jean-
Paul Carteron, gab zum Abschluss 
des fünftägigen Forums seiner Hoff
nung Ausdruck, dass die Diskussio
nen in Crans-Montana zur Lösung 
der  grossen Probleme beigetragen 
hätten. 

Traditions- oder Provokationsmarsch? 
Nordirland: Oranier marschieren weitgehend friedlich durch Portadown 

PORTADOWN: Der traditionelle 
Marsch der pro-britischen Protes
tanten durch das nordirische Städt
chen Portadown ist am Sonntag 
überwiegend friedlich verlaufen. 
Der Marsch fand unter grossen Si
cherheitsvorkehrungen statt. 

Nur einmal mussten Polizei und Ar
mee eingreifen, weil einige der etwa 
1000 Mitglieder des Oranier-Or-
dens die Sperrlinie zu einem Wohn
gebiet der pro-irischen Nationalis
ten angriffen. Es kam zu einem 
kurzen Handgemenge. Auch Steine 
flogen. 

Der  Umzug der Oranier durch 
Portadown war in der Vergangen
heit regelmässig von Unruhen be
gleitet gewesen. Daher entsandte 
die britische Armee 2000 Soldaten 
in die Stadt, um die nordirische Po
lizei bei der  Absicherung des TVadi-
tionsmarsches zu verstärken. 

Aus Furcht vor Zusammenstös-
sen verbot die unabhängige Parade
kommission den pro-britischen 
Oraniern auch in diesem Jahr, durch 
die überwiegend von Katholiken 

bewohnte Garvaghy Road zu zie
hen. D e r  Chef der nordirischen Re
gionalregierung, David Trimble, 
hatte den Orden im Vorfeld des 
Marsches zur Ruhe aufgerufen. Die 
Oranier seien in den vergangenen 
Jahren unfair behandelt worden, 
sagte Trimble. 

Sie dürften aber keine Sympathie 

von den Entscheidungsträgern er
warten, wenn es zu Gewalt komme. 
Trimble, der selbst dem Oranieror-
den angehört, steht der Regionalre
gierung aus pro-britischen und pro-
irischen Parteien vor. 

Die Oranier erinnern mit ihren 
lautstarken Paraden jährlich an den 
Sieg Wilhelms III. von Oranien Uber 
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aufständische Katholiken unter Ja
kob II. im Jahre 1690. Die Umzüge 
werden von der katholischen Bevöl
kerung als Provokation aufgefasst. 

Der  1795 gegründete Oranieror-
den ist die wichtigste protestanti
sche Bruderschaft in Nordirland 
und verfügt nach eigenen Angaben 
über 80 000 Mitglieder. 
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1000 Mitglieder des Oranier-Ordens marschierten gestern durch das nordirische Städtchen Portadown. (Bild: Key) 


